
18 plädoyer 2/2023

Aktuell

Schweizer Institution 
zum Schutz  

der Menschenrechte  
wird doch noch Realität

Grundrechte · Dreissig Jahre nach dem Uno-Beschluss zur Schaffung 
 von nationalen Institutionen zum Schutz der Menschenrechte  

gründet nun auch die Schweiz eine solche Organisation. Die Verantwortlichen 
können bei ihrer Arbeit auf den Erfahrungen ausländischer Institutionen aufbauen. 

Allerdings ist die Schweizer Institution finanziell sehr knapp dotiert.

Es war 1993, das Ende 
des Kalten Kriegs machte es mög-
lich: In Wien versammelten sich 
die Staaten der Welt zu einem 
Uno-Menschenrechtsgipfel. Ohne 
Gegenstimme verabschiedeten sie 
die «Wiener Erklärung», in der sie 
ihre umfassenden menschenrecht-
lichen Verpflichtungen bekräftig-
ten. Konkret formuliert wurde das 
Ziel der Schaffung nationaler In-
stitutionen für die Förderung und 
den Schutz der Menschenrechte. 
Die Schweiz war dabei.

In Deutschland wurde bald 
umgesetzt, was im Anschluss an 
den Wiener Gipfel in der Uno- 
Generalversammlung beschlossen 
worden war. 2001 rief der Bun-

destag das Deutsche Institut für 
Menschenrechte ins Leben. Es fei-
erte vor zwei Jahren sein zwanzig-
jähriges Bestehen. Ebenfalls 2001 
forderten die schweizerischen 
Menschenrechtsorganisationen 
und erste Stimmen im Parlament 
eine Menschenrechtsinstitution. 
Hier aber schlugen die Behörden – 
beim internationalen Menschen-
rechtsschutz üblich – ein Schne-
ckentempo an. Endlich, genau 
dreissig Jahre nach Wien – und 
tausend Sitzungen, Studien, Ar-
beitsgruppen und Pilotprojekte 
später –, ist jetzt auch Bern so 
weit: Am 23. Mai 2023 wird im 
Berner Kursaal die Schweizeri-
sche Menschenrechtsinstitution 
(SMRI) gegründet.

Was kann sie leisten, die Men-
schenrechtsinstitution? Wie könn-
ten mögliche Tätigkeiten ausse-
hen? Ein paar Schlaglichter in die 
nähere Zukunft: Die Institution 
macht für den Kanton Waadt ein 
detailliertes Monitoring der kan-
tonalen Umsetzung der Uno-Kin-
derrechtskonvention. Die Direk-
torin bezieht in Interviews Stellung 
zur Verwicklung des Finanz- und 
Rohstoffhandelsplatzes Schweiz in 
kriegerische Auseinandersetzun-
gen in Zentralafrika und der ent-
sprechenden menschenrechtlichen 
Verantwortung von Bund und 
Konzernen. Im jährlichen Men-
schenrechtsbericht an den Bun-
desrat, das Parlament, die Kan-
tone und die Öffentlichkeit 

 Matthias Hui 
 Humanrights.ch, Bern, 

Mitglied der Arbeitsgruppe zur  
Konstituierung der Schweizerischen   

Menschen rechtsinstitution
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formuliert die Institution 50 Emp-
fehlungen mit Schwerpunkten 
bei der inklusiven Bildung, der 
Klimaschutzpolitik, der Situation 
an den europäischen Aussengren-
zen, der Förderung einer kindge-
rechten Justiz, der Rechte älterer 
 Menschen und der Gesundheits-
versorgung von Menschen mit Be-
hinderungen. Nachdem sich die 
Institution über Jahre dafür ein-
gesetzt hat, dass die Schweiz die 
Fakultativprotokolle der Uno- 
Menschenrechtsabkommen zu 
 Individualbeschwerdeverfahren 
 unterzeichnet und dies nun ge-
schehen ist, feiert sie diesen 
Schritt öffentlich, plant Work-
shops und verfasst Sensibilisie-
rungsmaterial, um diese Mecha-
nismen bekannt zu machen. Das 
Projekt «Uno-Behinderterechts-
konvention in den Städten und 
Gemeinden» geht an den Start. 
Das Rechtsgutachten «Staatliche 
Gelder für rassistische und rechts-
extreme Bildungsarbeit?» stellt die 
Unterstützung von Institutionen 
im Umfeld rechtsnationaler Par-
teien in Frage. Die Menschen-
rechtsinstitution publiziert Hand-
lungsanleitungen zur Umsetzung 
des neuen Konzernverantwor-
tungsgesetzes in einzelnen Bran-
chen. Im Rahmen der weltweiten 
Dachorganisation der Nationalen 
Menschenrechtsinstitutionen setzt 
sich die schweizerische Instituti-
on für bedrohte Schwesterinstitu-
tionen ein, die unter politischem 
Beschuss stehen. Ergebnisse eines 
dreijährigen Prozesses «Rassismus 
in der Strafverfolgung. Von der 
Notwendigkeit struktureller Ver-
änderungen» werden in Buchform 
publiziert. An die Politik werden 
Forderungen gestellt, das Wohl 
von Kindern mit Eltern in Haft 
zu verbessern. 

Diese bunt zusammengewür­
felten Beispiele aus der Arbeit 
der neuen Schweizerischen Men-
schenrechtsinstitution sind nicht 
erfunden. Es ist ein Querschnitt 

von Projekten des Deutschen In-
stituts für Menschenrechte aus 
jüngster Zeit, adaptiert auf schwei-
zerische Verhältnisse. Das Berliner 
Institut hat im Entstehungspro-
zess der Schweizerischen Men-
schenrechtsinstitution immer wie-
der als Vorbild gedient, auch dem 
Bundesrat in seiner Botschaft zum 
Gesetz. 

Das Gesetz zählt sechs Aufga­
benbereiche auf: Die Schweizeri-
sche Menschenrechtsinstitution 
ist zuständig für Information und 
Dokumentation der Menschen-
rechtslage in der Schweiz. Es geht 
bei ihr um praxisorientierte For-
schung und Beratung – etwa der 
Verwaltung, auch von Kantonen 
und Gemeinden, sowie von zivil-
gesellschaftlichen Organisationen 
oder der Wirtschaft. Das Gesetz 
sieht vor, dass die Schweizeri-
sche Menschenrechtsinstitution 
den Dialog und die Zusammen-
arbeit zwischen allen Mitwirken-
den im Menschenrechtsbereich 
fördert. Die Sensibilisierung der 
Öffentlichkeit sowie Menschen-
rechtsbildung sind weitere Ar-
beitsfelder einer nationalen Men-
schenrechtsinstitution (NMRI). 
Und schliesslich gehört der inter-
nationale Austausch zu den Auf-
gaben. Entscheidend für eine 
NMRI ist ihre Unabhängigkeit, 
auch gegenüber staatlichen Stel-
len. Das macht die Schweizeri-
sche Menschenrechtsinstitution 
wertvoll. Innerhalb des gesetzli-
chen Rahmens kann sie sich völ-
lig frei organisieren und selber be-
stimmen, wie sie Prioritäten setzt, 
ihre Mittel verwendet und Stel-
lung bezieht. Die Unabhängigkeit 
der Institution verlangen die Pa-
riser Prinzipien, das Grundlagen-
dokument der Uno-Generalver-
sammlung, auf das sich auch das 
schweizerische Gesetz bezieht.

Das späte Erwachen der 
Schweiz in Sachen Menschen-
rechtsinstitution bedeutet immer-

hin, dass das Rad nicht neu erfun-
den werden muss. Die Ver antwort-
lichen der SMRI können auf gute 
Erfahrungen ausländischer Insti-
tutionen aufbauen und sich von 
ihren besten Projekten inspirieren 
lassen. Das Parlament hat Ende 
2022 allerdings das Budget der 
Schweizerischen Menschenrechts-
institution für die ersten vier Jah-
re äusserst knausrig bemessen. Sie 
soll beweisen, was sie kann, hiess 
es bei den Skeptikern, dann kön-
ne man weiterschauen. 

Wie kam es dazu, dass die 
Schweiz ihrer Menschenrechtsin-
stitution viel geringere Mittel zur 
Verfügung stellen wird als alle an-
deren vergleichbaren Staaten? Das 
Budget von einer Million Fran-
ken jährlich entspricht dem 
Bundesbeitrag des bisherigen Pi-
lotprojekts des Schweizerischen 
Kompetenzzentrums für Men-
schenrechte. Allerdings hatte die-
se ein viel kleineres Pflichtenheft. 
Die Plattform Menschenrechte 
Schweiz berechnete in einem Mo-
dellbudget den jährlichen Betrag 
von fünf Millionen Franken als 
minimale Basis für die gemäss 
Gesetz zu leistende Arbeit (plä­
doyer 3/2021). 

Bei der Menschenrechts­
überprüfung der Schweiz 2023 
im Uno-Sicherheitsrat gaben post-
wendend viele Staaten kritische 
Empfehlungen ab zur kärglichen 
Finanzierung der Schweizeri-
schen Menschenrechtsinstituti-
on – darunter Länder wie Deutsch-
land, Liechtenstein, Grossbritan-
nien oder Irland. Es ist geplant, 
dass sich in den nächsten Mona-
ten auch die Kantone auf eine 
 finanzielle Unterstützung der 
 Infrastruktur der Schweizeri-
schen Menschenrechtsinstitution 
einigen, wie das im Gesetz vor-
gesehen ist. Trotzdem wird nun 
die Schweizerische  Menschen-
rechtsinstitution von Anfang an 
kostbare Ressourcen aufwenden 

“In der Schweiz 
schlugen die  
Behörden ein  
Schneckentempo an 
– wie beim Schutz 
der Menschenrechte  
üblich”
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müssen, um den Bundesrat, das 
Parlament und die Kantone für 
eine langfristige solide Finanzie-
rung zu gewinnen. Eine adäqua-
te Finanzierung ist ein Grundpfei-
ler der Unabhängigkeit der Insti-
tution. Auch davon hängt ab, ob 
die Schweizerische  Menschen-
rechtsinstitution bald einen A-Sta-
tus erhalten wird. Die weltweite 
Dachorganisation der Menschen-
rechtsinstitutionen (GANHRI) 
akkreditiert die nationalen Insti-
tutionen gemäss den Uno-Prinzi-
pien. Dass das reiche Hochpreis-
land die Menschenrechtsförde-
rung zu einem Dumpingpreis 
haben möchte, könnte bei der 
Überprüfung zu peinlichen Über-
raschungen führen. 

Am 23. Mai kommt es also zur 
Gründung der SMRI. Mitglieder 
können natürliche und juristische 
Personen sein, deren Tätigkeit 
 einen Bezug zum Schutz und zur 
Förderung der Menschenrechte 
aufweist, wie es in den Statuten 
heisst. Der Zweck der Institution 
wird darin so umschrieben, dass 
die unabhängige nationale Men-
schenrechtsinstitution der Schweiz 
nach Massgabe der Pariser Prin-
zipien zum Schutz und zur För-
derung der Menschenrechte in al-
len Lebensbereichen und auf allen 
staatlichen Ebenen beitragen soll. 
Die Statuten werden von einer 
breit zusammengesetzten Arbeits-
gruppe, welche während eines Jah-
res die Konstituierung der Schwei-
zerischen Menschenrechtsinstitu-
tion vorbereitete, der Versammlung 
zur Verabschiedung vorgelegt. 
Gleichzeitig wird ein Vorstand 
für die SMRI gewählt, er soll be-
züglich des Menschenrechtsschut-
zes, verschiedener Hintergründe 
und Kompetenzen pluralistisch 
zusammengesetzt sein. Das rela-
tiv kleine Vorstandsteam wird in 
der ersten intensiven Phase den 
Aufbau der Institution verantwor-
ten und dafür eine kompetente 
Direktion einsetzen. Sie wird die 

operationelle Arbeit gegen Ende 
2023 aufnehmen. Verschiedene 
Kantone bewarben sich darum, 
Standort der Schweizerischen 
Menschenrechtsinstitution zu 
werden. Die Arbeitsgruppe ent-
schied sich für die Kandidatur von 
Freiburg, unmittelbar an der 
Sprachgrenze, nahe der Haupt-
stadt Bern. Die SMRI wird dort 
in einem zentralen Gebäude zu-
hause sein. 

Wie kann der Aufbau einer 
starken Institution nach der 
22-jährigen, bis am Schluss zähen 
Vorgeschichte trotzdem gelingen? 
Die Schweizerische Menschen-
rechtsinstitution braucht Persön-
lichkeiten an ihrer Spitze, die den 
Mut haben, Menschenrechtsver-
letzungen in der Schweiz offen, 
kritisch und präzise anzusprechen, 
betroffenen Menschen zuzuhören 
und sich allen interessierten Krei-
sen im ganzen Land der Diskus-
sion zu stellen. Die SMRI benö-
tigt angesichts der beschränkten 
Mittel den Mut zur Lücke. Sie 
kann in der ersten Phase nur 
 exemplarisch einzelne themati-
sche Bereiche bearbeiten, Analy-
sen erstellen und Veränderungs-
vorschläge machen. Sie  sollte nahe 
bei den Menschen arbeiten und 
offene Kommunikationskanäle 
einrichten – zu Betroffenen, zum 
Parlament und zur Verwaltung, 
zu Kantonen, Städten und Ge-
meinden, zu Menschenrechtsor-
ganisationen und der Wissen-
schaft, zur Zivilgesellschaft in der 
Breite und auch zur Wirtschaft. 
Dabei sollte sie auf die bestehen-
de menschenrechtliche Expertise 
all dieser Kreise aufbauen und ge-
nau evaluieren, wo Lücken beste-
hen, die zu füllen ihre Rolle und 
Chance ist.

Schliesslich müssen sich auch 
die künftigen Partner der Schwei-
zerischen Menschenrechtsinstitu-
tion bewegen, um der Institution 
einen guten Start zu ermöglichen. 

In der Bundesverwaltung müsste 
umgehend eine zentrale Koordi-
nationsstelle Menschenrechte ge-
schaffen werden, die menschen-
rechtliche Anliegen, etwa die 
Koordination der Staatenberichts-
verfahren und die Umsetzung der 
Empfehlungen im föderalistischen 
System bündelt und koordiniert. 
Wenn das nicht geschieht, droht 
sich die Schweizerische  Men-
schenrechtsinstitution sich daran 
aufzureiben, dass die Menschen-
rechte beim Schweizer Staat kei-
ne, beziehungsweise hundert 
 Adressen haben. Mit einer depar-
tementsübergreifenden Koordi-
nationsstelle des Bundes wird auch 
vermieden, dass weiterhin das Eid-
genössische Departement für aus-
wärtige Angelegenheiten den al-
leinigen Lead in Sachen SMRI hat, 
was bereits zu einer ungesunden 
und nicht sachgemässen Schiefla-
ge beim Gesetz und der Finanzie-
rung geführt hat. 

Die Menschenrechtscommu­
nity im weiten Sinn ist aufgefor-
dert, sich am Aufbau der SMRI 
zu beteiligen, in Form von Mit-
gliedschaft, kritischer Zusammen-
arbeit und dem Zurverfügung-
stellen von Wissen. Der Erfolg der 
Schweizerischen Menschenrechts-
institution wird sich in ein paar 
Jahren am hohen Ziel messen las-
sen, dass sich an der Situation von 
verletzlichen und diskriminierten 
Gruppen von Menschen in der 
Schweiz etwas ändert. Dass es dazu 
einen langen Atem braucht, zeigt 
die Entstehungsgeschichte der 
Schweizerischen Menschenrechts-
institution.

“Es braucht 
 Persönlichkeiten 
an der Spitze, die  
den Mut haben, 
Menschenrechts­
verletzungen in  
der Schweiz offen, 
 kritisch und präzise 
anzusprechen”


